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KURZ KOMMENTIERT

Kohlesubventionen

Heftiger Widerstand

Ende September hat die Bundesregierung ihre Ab­
sicht bekräftigt, noch in diesem Jahr eine Anschlußre­
gelung für den 1995 auslaufenden „Jahrhundertver­
trag“ vorzulegen, in dem sich die deutschen Stromer­
zeuger zur Abnahme großer Mengen heimischer 
Steinkohle verpflichtet haben. In der sogenannten 
Kohlerunde im November 1991 war das Ziel vorgege­
ben worden, im Jahr 2000 noch 35 Mill. t heimische 
Steinkohle -  gegenwärtig sind es jährlich 41 Mill. t -  
zur Erzeugung von Strom einzusetzen. Die EG-Kom- 
mission mahnt andererseits seit langem den Abbau 
der hohen Kohlesubventionen an, die für den Einsatz 
des teuren Energieträgers gewährt werden.

Zwar ist es nach dem kürzlich von der Regierung 
vorgelegten Standortpapier eine Aufgabe der Ener­
giepolitik, die Subventionen für den Bergbau mit dem 
Ziel zu überprüfen, die öffentlichen Haushalte und die 
Verbraucher zu entlasten. Aber es ist offensichtlich, 
daß das Mengenziel nicht zu halten wäre, wenn das 
Subventionsvolumen auf mittlere Sicht spürbar ver­
ringert würde. Wegen der Folgen für die Beschäftigten 
in den Kohleregionen haben daher diese Überlegun­
gen bereits je tzt heftigen Widerstand ausgelöst.

Ob die Bundesregierung die Kraft zu einer grundle­
genden Korrektur der Kohlepolitik findet, ist unter die­
sen Umständen zweifelhaft. Angesichts des bevor­
stehenden Wahlkampfjahres ist eher damit zu rech­
nen, daß der ökonomisch fragwürdige Weg einge­
schlagen wird, zur Finanzierung des Einsatzes heim i­
scher Kohle eine allgemeine Energiesteuer einzufüh­
ren. Damit würde die Sonderbelastung der deutschen 
Energieverbraucher festgeschrieben. Voraussetzung 
für eine derartige Fortsetzung der Subventionen wäre 
die -  bislang allerdings nie verwehrte -  Zustimmung 
Brüssels. ma

Metallindustrie

Friedenspflicht nutzen

Völlig überraschend hat der Arbeitgeberverband Ge­
samtmetall sämtliche Tarifverträge zum Jahresende 
gekündigt. Ungewöhnlich ist dieser Schritt nicht nur 
insofern, als die Arbeitgeberseite zum ersten Mal in 
der Nachkriegsgeschichte einen Tarifvertrag kün­
digte, ungewöhnlich ist auch die Kündigung der Ur­
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laubstarifverträge. Während die Arbeitgeberseite ihr 
Verhalten mit der dramatischen Lage in der Metallin­
dustrie und mit der Notwendigkeit begründete, ange­
sichts der Kostenentwicklung die Notbremse zu zie­
hen. sehen es die Gewerkschaften als Kampfansage 
in einer Zeit an, in der die Arbeitnehmer schon ander­
weitig zur Kasse gebeten werden. Die Kündigung der 
Tarifverträge durch den Arbeitgeberverband weist ein­
deutig darauf hin, daß in der anstehenden Tarifrunde 
über den Urlaub und die Urlaubsvergütung verhandelt 
werden soll, denn die Lohn- und Gehaltstarifverträge 
hätten die Gewerkschaften mit Sicherheit selbst ge­
kündigt.

Unbestritten ist die Lage in der Metallindustrie äu­
ßerst angespannt. Produktionsrückgänge, steigende 
Kosten und fehlende Aufträge haben bereits zu einem 
drastischen Arbeitsplatzabbau geführt. Der Arbeitge­
berverband hat zudem mit der Kündigung der Tarifver­
träge dem Druck der Unternehmen nachgegeben, die 
damit drohten, Betriebsvereinbarungen mit ihren Be­
triebsräten außerhalb tariflicher Vereinbarungen ab­
zuschließen. Die Einbeziehung der Urlaubsregelun­
gen hängt mit der Ankündigung der Gewerkschaften 
zusammen, eine Nullrunde werde es mit ihnen nicht 
geben. Die Durchsetzung dieses Ziels haben die Ar­
beitgeber wohl auch abgeschrieben. Sie versuchen 
nun. durch Kürzungen bei Urlaub und Urlaubsvergü­
tung auf ein Ergebnis zu kommen, das unter dem 
Strich die Nullrunde bedeutet. Angesichts der be­
drängten Situation der Arbeitgeber, aber auch der 
schwierigen Lage der Arbeitnehmer, die ebenfalls 
ständig neuen finanziellen Belastungen ausgesetzt 
sind, sollten beide Seiten daran interessiert sein, nicht 
einfach harte Auseinandersetzungen zu führen, son­
dern gemeinsam über Auswege nachzudenken und 
vor Tabuthemen nicht zurückzuschrecken. Dafür 
sollte die Zeit der Friedenspflicht genutzt werden.dw

Bundesanstalt für Arbeit

Schwierige Situation

Für das laufende Haushaltsjahr muß Bundesfinanz­
minister Waigel etwa 10 Mrd. DM zusätzlich an die 
Bundesanstalt für Arbeit überweisen. Höhere Ausga­
ben für Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und A l­
tersübergangsgeld sind die wesentlichen Ursachen 
dafür. Auch der Haushalt 1994 der Bundesanstalt für 
Arbeit läßt höhere Bundeszuschüsse erwarten als im 
Entwurf vorgesehen. Nach neuesten Angaben wird 
die Lücke zwischen Einnahmen und Ausgaben im
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nächsten Jahr bei 23 Mrd. DM liegen. Aus eigener Kraft 
hofft die Bundesanstalt für Arbeit, Einsparungen von gut 
9 Mrd. DM vornehmen zu können. Ob dies allerdings ge­
lingen wird, ist fraglich, denn mit steigender Arbeits­
losigkeit werden auch verstärkt Arbeitskräfte mit höhe­
ren Qualifikationen von Arbeitslosigkeit betroffen, die 
entsprechend teurer für die Bundesanstalt sind. So wird 
für 1994 immerhin schon von einem durchschnittlichen 
Arbeitslosengeld von 2000 DM statt 1 874 DM im laufen­
den Jahr ausgegangen.

Damit engt sich der Spielraum für die Arbeitsmarkt­
politik ein, und dies in einer Zeit, in der gerade arbeits­
marktpolitische Maßnahmen gefordert sind, die die 
Qualifikation der Arbeitslosen aufrechterhalten bzw. 
verbessern, damit sich das Problem der Dauerarbeitslo­
sigkeit nicht weiter verschärft. In dieser schwierigen Si­
tuation sind Im Rahmen der vorhandenen Mittel neue 
Vorschläge zu erarbeiten, die den Arbeitsmarktproble­
men gerecht werden. In Nordrhein-Westfalen wird ein 
nachahmenswerter Weg erprobt: Von Arbeitslosigkeit 
bedrohten Industriearbeitern werden befristete Arbeits­
verträge in Handwerksbetrieben vermittelt. wb

GATT

Sonderregelung für Flugzeugbauer?

Trotz des im Sommer vorigen Jahres zwischen den USA 
und der EG abgeschlossenen Abkommens über die Be­
grenzung der Subventionen im zivilen Flugzeugbau 
flammt die Diskussion über dieses leidige Thema ange­
sichts des durch die Krise der Luftverkehrsunternehmen 
verursachten Nachfragerückgangs nach Verkehrsflug­
zeugen erneut auf.

Als Reaktion auf die von den Amerikanern bei den 
laufenden GATT-Verhandlungen gestellte Forderung, 
die Höhe der direkten staatlichen Förderung für die Ent­
wicklung von Flugzeugen mit mehr als 100 Sitzen statt 
auf die vereinbarten 33% auf 20% der Gesamtkosten zu 
senken, haben die drei führenden europäischen Flug­
zeughersteller, Deutsche Aerospace, British Aerospace 
und Aerospatiale, gefordert, im Rahmen des GATT Son­
dervereinbarungen für die Flugzeugbauindustrie zu tref­
fen, die eine weitere Subventionierung der Branche in 
der bisherigen Höhe zulassen. Zur Begründung wird an­
geführt, daß bei einem weiteren Abbau der direkten 
Subventionen angesichts der indirekten Subventionie­
rung der amerikanischen Flugzeughersteller über 
Raumfahrt- und Rüstungsprojekte die europäischen 
Unternehmen einer existentiellen Gefährdung ausge­
setzt würden.

Abgesehen davon, daß auch die europäischen Luft- 
und Raumfahrtunternehmen von militärischen Aufträ­
gen und Entwicklungen profitieren, sollte es eigentlich 
Aufgabe des GATT sein, Zölle und Handelshemmnisse, 
zu denen auch die nationalen Subventionen zählen, im 
Interesse eines die Wohlfahrt aller beteiligten Länder 
steigernden freien Welthandels zumindest zu verrin­
gern, nach Möglichkeit aber ganz zu beseitigen. Die 
Einführung von Sonderregelungen für einzelne W irt­
schaftsbereiche führt jedoch dazu, daß Handelshemm­
nisse, die eigentlich abgebaut werden sollten, zemen­
tiert werden, und birgt die Gefahr in sich, daß immer 
mehr Sektoren, die sich benachteiligt fühlen, derartige 
Regelungen für sich durchzusetzen versuchen. wei

OPEC

Neue Produktionsdisziplin?

W ieder einmal hat die OPEC beschlossen, die Ölförde­
rung zu begrenzen, um dem Preisverfall auf den Welt­
märkten entgegenzuwirken; vor dem Zusammentreffen 
der Ölminister hatte der Referenzpreis bereits um fünf 
Dollar unter dem angestrebten Niveau von 21 Dollar für 
ein Barrel Rohöl gelegen. Die Nachricht von der Eini­
gung auf neue Förderquoten für das nächste halbe Jahr 
ließ die Notierungen an den Spotmärkten vor allem des­
halb um einen Dollar anziehen, weil die Ölminister ihre 
Entscheidung -  anders als bei den vorhergehenden 
Treffen -  einvernehmlich trafen. So konnte Kuwait in die 
Vereinbarung eingebunden werden, und das wichtigste 
Förderland, Saudi-Arabien, versprach Zurückhaltung 
bei seiner Produktion. Dies stützte an den Ölmärkten 
die Einschätzung, daß die OPEC-Länder ihre Be­
schlüsse diesmal auch umsetzen würden und dann die 
saisonale Zunahme des Ölverbrauchs zu einer Verrin­
gerung des Angebotsdrucks führen werde.

Die Erwartung einer neuen Produktionsdisziplin mag 
auch darauf zurückzuführen sein, daß die gemeinsame 
Förderung der OPEC im September nur wenig über die 
vereinbarte Menge hinausging. Bei strikter Produktions­
begrenzung könnten die Notierungen in nächster Zeit 
aufgrund des saisonal bedingten Nachfrageanstiegs 
weiter anziehen. Daß sich daraus eine nachhaltige Er­
höhung des Ölpreisniveaus ergibt, ist allerdings wenig 
wahrscheinlich, denn die Weltnachfrage wird bei der 
sich abzeichnenden verhaltenen Belebung der Welt­
konjunktur nur wenig zunehmen. Überdies läßt das 
Schicksal früherer Absprachen über Fördermengen 
Zweifel daran aufkommen, daß die jüngste Vereinba­
rung bei wieder steigenden Preisen lange Bestand ha­
ben wird. km
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